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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Mitte April 2020 und somit nur wenige Tage vor Beginn der ausserordentlichen Session
zu Corona, reichte die SGK-SR einstimmig ein Postulat ein, mit dem sie die finanziellen
Auswirkungen der Pandemie auf die verschiedenen Kostenträger klären wollte. Der
Bundesrat solle in einem Bericht die Infrastrukturkosten der Kantone, deren
bestehenden und neu bereitgestellten Kapazitäten, die Kosten der
gemeinwirtschaftlichen Leistungen von Spitälern für die Pandemieversorgung, die
Auswirkungen auf die Versicherten und auf die Krankenversicherungsprämien für das
Jahr 2021 sowie auf die Reserven der Krankenkassen aufzeigen. In der
parlamentarischen Beratung hielt sich der Ständerat nicht lange mit dem Vorstoss auf:
Kommissionssprecherin Carobbio Guscetti (sp, TI) erklärte, diese Daten seien als
Diskussionsgrundlage über die spätere Verteilung der Kosten zwischen den Akteuren
nötig. Dem pflichtete Gesundheitsminister Berset bei und lobte die Kantone für ihr
effizientes, innovatives und flexibles Handeln in der Krise; dieses habe aber auch seinen
Preis. Die Kosten der Krise könnten im Moment aber noch nicht abgeschätzt werden, da
die Krise noch andauere. Bezüglich der Krankenversicherungsprämien 2021 erwarte er
aber keinen Anstieg gegenüber 2020, da die Prämien jeweils die Kosten des aktuellen
Jahres decken müssten: Die Differenzen sollten die Krankenversicherungen über ihre
Reserven, die unter anderem mit Verweis auf den Pandemieplan des BAG genau aus
diesem Grund angelegt worden seien, decken. Zudem sei unklar, wie sich die
Gesundheitskosten für das Jahr 2020 verglichen mit den Erwartungen entwickelten,
weil ja auch auf zahlreiche Operationen und Behandlungen verzichtet worden sei.
Stillschweigend nahm der Ständerat das Postulat an. 1

POSTULAT
DATUM: 04.05.2020
ANJA HEIDELBERGER

Soziale Gruppen

Menschen mit Behinderungen

In der Sommersession 2021 behandelte der Ständerat ein Postulat Carobbio Guscetti
(sp, TI), das den Bundesrat zum Aufzeigen von Massnahmen aufforderte, die nötig sind,
um Menschen mit einer geistigen Behinderung eine umfassende politische Teilhabe zu
ermöglichen. In ihrer Begründung verwies die Postulantin auf die 2014 von der Schweiz
ratifizierte Behindertenrechtskonvention der UNO, die die Vertragsstaaten verpflichtet,
Hindernisse für Personen mit einer Behinderung abzubauen, damit diese möglichst
gleichberechtigt an der Gesellschaft teilhaben können. Artikel 29 der Konvention
garantiert Menschen mit Behinderung auch gleiche politische Rechte, die ihnen durch
EU-Mitgliedstaaten zunehmend auch eingestanden würden, so die Tessiner Ständerätin.
Mit Ausnahme des jüngsten Beispiels des Kantons Genf sind dauerhaft urteilsunfähige
Menschen über 18 Jahre in der Schweiz bis anhin vom Stimm- und Wahlrecht
ausgeschlossen. Im November 2020 hatte Genf in einer Volksabstimmung mit einem Ja-
Anteil von 75 Prozent allen Personen mit Behinderung das Stimm- und Wahlrecht
erteilt. Nachdem der Bundesrat die Annahme des Postulats beantragt hatte, kam der
Ständerat diesem Antrag nach. 2

POSTULAT
DATUM: 08.06.2021
MARLÈNE GERBER

1) AB SR, 2020, S. 213 f.
2) AB SR, 2021, S. 507 ff.; TA, 1.2.21; So-Bli, 7.3.21; WW, 18.3.21; NZZ, 9.6.21
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